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Gern nimmt die Arbeitnehmerkammer Bremen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum 
Entwurf der Verordnung zum Bremischen Krankenhausrecht Stellung. Die 
Konkretisierungen der Krankenhausplanung in der Bremischen 
Krankenhausplanungsverordnung (BremKrankenhausPlanVO) in Artikel 1 erscheinen 
sinnvoll, die Anpassung der Bremischen Krankenhausinvestitionsförderungsverordnung 
(BremKrankenhausInvestVO) an das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) 
in Artikel 2 ist nachvollziehbar und der Erlass der Bremischen Katastrophen- und 
Krisenbewältigungsverordnung (BremKatKriBewVO) in Artikel 3 eine wichtige 
Vorsorgemaßnahme, auch zum Schutz von Beschäftigten vor Überlastung und 
Belastungsreaktionen.  
 
Zu den Regelungen der Bremischen Krankenhausplanungsverordnung im Einzelnen: 
 
Zu § 1 Vorsitz und Geschäftsführung 
Die Konkretisierungen zur Zusammenarbeit der unmittelbar Beteiligten im 
Planungsausschuss erscheinen sinnvoll und geeignet, die Krankenhausplanung verbindlich, 
kooperativ und rechtssicher zu gestalten. Dabei wird die Transparenz über das Verfahren 
der Zusammenarbeit erhöht, jedoch bleiben die relevanten inhaltlichen Erwägungen, die 
zum Ergebnis des Krankenhausplans geführt haben, für die mittelbaren und weiteren 
Beteiligten sowie die Öffentlichkeit nicht nachvollziehbar. 
 
Zu § 2 Mitwirkung der Beteiligten 

Absatz 2 
Die Analyse des zukünftigen Versorgungsbedarfs erfolgt weiterhin allein auf Grundlage 
einer Ist-Analyse von Leistungsinanspruchnahmedaten und unter Berücksichtigung der 
demographischen Entwicklung. Damit wird lediglich ein suboptimaler Status quo 
fortgeschrieben. Unberücksichtigt bleibt, dass das System der Fallpauschalen zahlreiche 
Anreize zur Über-, Unter- und Fehlversorgung setzt. Bedarfsgerecht ist eine 
Krankenhausplanung jedoch nur, wenn sie Über-, Unter- und Fehlversorgung nicht 
fortschreibt, sondern so weit wie möglich ausschließt.  
 
Wenngleich der tatsächliche Versorgungsbedarf statistisch nicht abschließend bestimmbar 
ist, erachtet die Arbeitnehmerkammer Bremen mindestens jedoch die Einbeziehung 
weiterer wissenschaftlicher und praktischer Expertise sowie weiterer Datenquellen 
für eine bedarfsgerechte Krankenhausplanung für unerlässlich. Diese ist auch aufgrund der 
weitverbreiteten Überlastung von Beschäftigten und der sich verstärkenden 
Fachkräfteproblematik nötig. Es ist nicht zielführend, wenn Personal unnötigerweise in 
überversorgten Bereichen eingesetzt wird, während es in unterversorgten Bereichen fehlt 
und diese zunehmend verlässt (beispielsweise die Bereiche der Intensivmedizin und 
Pädiatrie).  
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Die Arbeitnehmerkammer Bremen empfiehlt die Anhörung von Expert*innen mit 
ausgewiesener wissenschaftlicher und praktischer Expertise an dieser Stelle verbindlich zu 
regeln. 

Absatz 3 
Die Aufnahme einer Vertreterin oder eines Vertreters der Patient*innen in den 
Planungsausschuss mit beratender Stimme wie in der aktuellen Fassung des Bremischen 
Krankenhausgesetzes vorgesehen begrüßt die Arbeitnehmerkammer Bremen ausdrücklich. 
Ebenso ist an dieser Stelle perspektivisch auch die Aufnahme einer Vertreterin oder eines 
Vertreters der Beschäftigten der Kliniken im Land Bremen mit beratender Stimme 
verbindlich zu regeln.  
 
Zu § 7 Feststellungsbescheide und Berücksichtigung 
bundesrechtlicher Vorgaben 

Absatz 2 
Die in § 7 Absatz 2 beschriebenen Grundlagen der Versorgungsentscheidung sollten 
dringend ergänzt werden um die Strukturvorgabe der Einhaltung der 
Pflegepersonaluntergrenzen (PpUG). Die PpUG sind hierbei kein pflegewissenschaftlich 
ermitteltes und dem Bedarf entsprechendes Instrument, sondern lediglich eine 
gesundheitsökonomische normative Setzung einer Mindestausstattung, die sich am 
Personaleinsatz einer Vergleichsgruppe von Krankenhäusern orientiert (Quartilsansatz). 
Drei Viertel haben diese Mindestausstattung bereits vor Einführung der PpUG erfüllt.  
 
Der am 23. Juni 2026 durch den „Tagesspiegel Background“ öffentlich gewordene Inhalt 
eines Papiers aus dem Bundesgesundheitsministeriums zur „Entbürokratisierung und 
Flexibilisierung bei der Pflege im Krankenhaus“ sieht als eine von fünf Maßnahmen vor, die 
PpUGV als sonstige Struktur- und Prozessanforderung für alle Leistungsgruppen (LG) in der 
Anlage 1 des SGB V zu streichen. Der Leistungsgruppenausschuss soll stattdessen 
Mindestkriterien zur personellen Ausstattung und Verfügbarkeit des Pflegepersonals 
empfehlen. Das Land Bremen sollte hier präventiv tätig werden und sicherstellen, dass der 
Mindeststandard der PpUG für die Krankenhäuser im Land Bremen uneingeschränkt 
als Kriterium der Versorgungsentscheidung erhalten bleibt. 
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Zu § 8 Bestandteile des Krankenhausplans 

Absatz 2 
Die Berücksichtigung von verfügbaren Erkenntnissen über Entwicklungen in der 
stationsersetzenden Leistungserbringung, Veränderungen in den Krankenhausverweildauern 
und Erkenntnissen über die Morbiditäts- und Mortalitätsentwicklung innerhalb der 
Bevölkerung sind wichtige und sinnvolle Erweiterungen der Bedarfsanalyse.  
 
Wie oben bereits zu § 2 Absatz 2 angesprochen, wäre die Bewertung der Ergebnisse der 
Bedarfsanalyse durch ausgewiesene wissenschaftliche und praktische Expert*innen 
eine wichtige Ergänzung, um die tatsächlichen Bedarfe möglichst adäquat zu erfassen.  
Gerade in Bremen böte sich zudem die Einbeziehung von Stadtteilmanager*innen und 
Gesundheitsfachkräften an. Sinnvoll zusammenführen ließe sich das detaillierte 
landesspezifische Versorgungswissen der verschiedenen Akteur*innen sowie Expert*innen im 
Format einer beratenden Gesundheitskonferenz, deren Ergebnisse als Teil der Anhörung 
zum Krankenhaus(rahmen)plan vorgesehen wären.  
 
Zu § 10 Festlegung von Kriterien für 
Auswahlentscheidungen 
In Ergänzung zu den Ausführungen zu § 7 Absatz 2 empfiehlt die Arbeitnehmerkammer 
Bremen, nicht nur die PpUG uneingeschränkt in der Versorgungsentscheidung zu 
berücksichtigen, sondern darüber hinaus bei Auswahlentscheidungen die 
Personalausstattung als besonders zu berücksichtigendes Kriterium explizit in dieser 
Norm zu verankern. 
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